
Zensur findet nicht statt
In Artikel 5 des Grundgesetzes unseres Landes heißt es: „Die
Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet
nicht statt.“

Das ist gut und richtig.

Wir fragen uns aber, ob dies angesichts der Entwicklungen in
diesem Land tatsächlich noch stimmt.
Und Nein: Wir stimmen jetzt nicht noch in den Chor rechter
Verschwörungserzähler  ein,  die  in  Deutschland  die
Meinungsfreiheit gefährdet sehen, weil sie ihre Fake News,
inhumanen  Weltbilder  und  rechtsextremen  Hetzereien  nicht
ungestraft sagen dürfen.

Wir haben hier in Potsdam ganz konkret die Erfahrung machen
müssen, was passiert, wenn ausreichend vermögende Menschen,
Immobilienunternehmen,  Investoren  oder  rechte  Medienportale
Einfluss auf die öffentliche Meinung und die Freiheit der
Presse nehmen.

Diese Geschichte wollen wir erzählen.

Vielleicht fangen wir mit einem aktuellen Beispiel an.

Am  Dienstag,  den  28.  Januar  2025  haben  wir  in  einer
aufwendigen Pressekonferenz unsere ebenso aufwendige Recherche
über einen“Kulturkampf von rechts“ vorgestellt, den wir am
Wirken  von  Akteuren  rechter  Medienportale  wie  NiUS,
Marktradikalen  aus  liberalen  Hochschulgruppen  und  CDU  –
Rechtsaußen wie Saskia Ludwig belegt haben. In Potsdam sind
dadurch ganz wichtige Freiräume bedroht.
Wir  haben  uns  gefreut,  dass  bei  der  Pressekonferenz  auch
Redakteure der Potsdamer Neuen Nachrichten und der Märkischen
Allgemeinen dabei waren.
Nur: Heute, fast drei Wochen später haben beide Lokalzeitungen
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dazu nichts berichtet.
Unsere Nachfragen bei den engagierten Journalist*innen ergaben
diese Gründe: Dies müssen rechtlich geprüft werden, der große
Zusammenhang müsste zu aufwendig recherchiert werden. Während
in Potsdam Tausende Menschen den Beitrag auf dem Blog lesen,
ihn über soziale Medien herunterladen und kommentieren, zwei
benannte Akteure aus dem AStA zurücktreten, der NiUS Redakteur
den nächsten Freiraum ins Visier nimmt und die AFD Anfragen im
Landtag stellt – erfahren Leserinnen von MAZ und PNN dazu –
gar nichts.

Was ist da los?

Aus unserer Erfahrung ist das leider ein Muster.
Bei fast allen heiklen Themen der Stadtpolitik – vor allem bei
der Berichterstattung über die fragwürdigen Geschäftsmodelle
von Immobilieninvestoren haben wir das Gleiche erlebt.
Besonders deutlich wurde dies bei der Berichterstattung über
den  Investor  auf  dem  ehemaligen  RAW  Gelände  in  Potsdam  –
Michael Zeligman und sein Unternehmen Concept oil services
Ltd..
Nachdem wir über die Verwicklung des Investors in Geschäfte
mit  russischem  Erdöl  –  auch  in  Zeiten  des  russischen
Angriffskriegs auf die Ukraine – berichtet hatten, hat dieser
uns  abgemahnt  und  auf  Unterlassung  geklagt.  Über  die
Hintergründe haben MAZ und PNN nie berichtet, nur, dass der
Investor gegen uns vor dem Landgericht gewonnen hat. Das wir
das  Verfahren  schließlich  in  der  Berufung  vor  dem
Oberlandesgericht  gewonnen  haben  –  darüber  haben  sie  nie
berichtet.
Michael Zeligman und sein Anwalt Herr Partsch haben in dem
Verfahren mit astronomischen Streitwerten und Prozessgebühren
gearbeitet und damit offensichtlich klare Signale gesendet:
Berichtet auf keinen Fall wie „Stadt für alle“ – und die
Medien haben sich alle daran gehalten.

SLAPP nennt man das.
Die Gewerkschaft Verdi beschreibt das Vorgehen so:



„SLAPP  ist  ein  Akronym,  es  steht  für  Strategic  Lawsuits
Against  Public  Participation  (Strategische  Prozessführung
gegen  öffentliche  Beteiligung).  Immer  wieder  sind
Journalist*innen mit rechtlichen Angriffen konfrontiert, die
weniger auf tatsächliche Rechtsverletzungen abzielen, sondern
bei denen es vielmehr darum geht, kritische Berichterstattung
zu verhindern und einzuschüchtern. Diese sogenannten SLAPPs
nutzen  rechtliche  Mittel  wie  Abmahnungen,  Klagen  oder
Schadensersatzforderungen systematisch, um unliebsame Stimmen
zum Schweigen zu bringen.
Durch ein großes (finanzielles) Machtungleichgewicht zwischen
Kläger  und  Beklagten,  hohe  Schadensersatzforderungen  oder
Streitsummen  bei  häufig  eher  geringfügigen  Vorwürfen  haben
diese  Rechtsmittel  Einschüchterungspotenzial.  So  sollen  die
Beklagten von Berichten abgeschreckt werden.“

Wir mussten schließlich über 12.000 € an Spenden einsammeln,
um das Verfahren überhaupt führen zu können.
Und natürlich ist das nicht das einzige Fall, bei dem findige
und  teure  Rechtsanwälte  gegen  unsere  Berichterstattung
vorgegangen sind.
Bereits  2019  hat  sich  der  Projektentwickler  Trockland
juristisch dagegen gewehrt, in Zusammenhang mit dem geplanten
Bauprojekt auf dem RAW Gelände gebracht zu werden – was heute
längst belegt ist.
Danach  haben  wir  uns  mit  den  Anwälten  des  berüchtigten
Immobilienunternehmers Ionnis Moraitis streiten müssen. Nach
der bekannten Mieter*inneninitiative BizimKiez waren wir die
ersten, welche über seine Geschäftspraktiken in Berlin und
Potsdam  berichteten.  Hochriskikokredite,  nicht  bezahlte
Rechnungen,  Baustellen,  die  nicht  weiter  geführt  worden,
geprellte  Käuferinnen  –  gegen  alle  diese  Berichte  ist  er
rechtlich vorgegangen.
Wir haben die Verfahren schließlich vor zwei Landgerichten
gewonnen und konnten unsere Beiträge öffentlich halten.
Immer  wieder  aber  wird  deutlich:  Eine  öffentliche
Berichterstattung über ihre Geschäfte und deren Hintergründe



finden viele Immobilieninvestoren nicht gut und gehen dagegen
mit allen rechtlichen Mitteln vor.

Trotzdem tun wir dies.
Vor allem, weil wir das den Betroffenen – oft Mieter*innen in
Potsdam – schuldig sind.
Anders ist das bei unseren beiden Lokalzeitungen.

Beispielhaft steht dafür die Berichterstattung über den Umgang
des  Immobilienunternehmers  Wolfhard  Kirsch  mit  seinen
Mieter*innen.  Sein  Geschäftsmodell  besteht  darin,
kostengünstig  Bauland  zu  erwerben  oder  Altbauten  in
Babelsberg,  diese  als  Eigentumswohnungen  umzubauen  und
schließlich bei Bedarf wieder zu verkaufen. An uns haben sich
ganz oft Betroffene gewandt – bereits mit Geschichten aus den
Neunzigern.  Seit  2023  verkauft  Herr  Kirsch  Häuser  und
Wohnungen  in  Babelsberg  und  am  Stern  und  geht  mit  –  aus
unserer Sicht – krassen Methoden gegen die Mieterinnen vor:
Drohungen mit Eigenbedarfskündigungen, Anrufe und Klingeln am
Abend  und  am  Wochenende,  konkurrierende  Umzugs  –  und
Abfindungsangebote,  und  so  weiter.  Die  Mieter*innen  haben
nicht nur uns, sondern auch die MAZ und die PNN angeschrieben,
informiert und um Öffentlichkeit gebeten. MAZ Redakteure haben
Interviews mit den Betroffenen geführt und am Ende: Nie etwas
veröffentlicht.

Was ist da los?

Eigentlich ist es egal.
Ob  es  Chefredaktionen  gibt,  die  vorgeben,  das  wird  nicht
veröffentlicht oder, ob sie Angst vor rechtlichen Konsequenzen
haben oder die Lokalredaktionen derart unterbesetzt sind, dass
sie gar keine saubere Recherche mehr machen können.
Im  Ergebnis  bleibt  sich  das  gleich:  Die  beiden
Lokalredaktionen  in  Potsdam  berichten  nicht  mehr  über
Konflikte in der Stadt, bei der sie glauben, rechtliche und
damit  finanzielle  Probleme  zu  bekommen  und  wo  ihnen  die
personellen Ressourcen fehlen.



Damit  aber  haben  die  reichen  Investoren  und  Medienportale
eigentlich genau das erreicht, was sie wollen: Es gibt keine
Öffentlichkeit über ihre Geschäfte.

Und da wären wir bei der aktuellen Situation.
Der Eigentümer des queeren Projektes „LaLeander“ in Potsdam
will sein Objekt teuer auf dem Markt verkaufen. Im Exposè wird
vorgeschlagen, möblierte Mikroappartements draus machen.
Inzwischen wehren sich die Nutzer*innen und haben öffentlich
erklärt, sie würden ihr Haus selbst kaufen wollen.
Prompt meldet sich ein prominenter Presserechtsanwalt bei der
PNN und dem rbb und erklärt auf einschüchternde Weise, wie
sich sein Mandant die Medienberichterstattung vorstellt.
Ja, was ist das nun?
Was passiert hier?

Ganz offensichtlich sind wir längst in einer Entwicklung, wo
reiche Investoren, Medienportale und Anwaltskanzleien Presse –
und Meinungsfreiheit auf ganz eigene Weise interpretieren.
Wer  genug  Geld  hat  kann  mit  Anwälten,  Unterlassungen  und
Abmahnungen drohen.
Und  vor  allem  Lokalzeitungen  geben  dem  nach  und
veröffentlichen  lieber:  Nichts.

Das ist gefährlich.
Es gefährdet Demokratie und Meinungsfreiheit.
Wenn wir schon heute soweit sind, dass Lokalzeitungen nichts
schreiben, weil Klagen von Portalen wie NiUS drohen oder von
Kirsch, Semmelhaack oder Vonovia – was ist eigentlich dann,
wenn wir hier Verhältnisse wie in heute in der USA unter einem
Präsidenten Donald Trump haben?

Deshalb  ist  eine  mutige  und  engagierte  Gegenöffentlichkeit
wichtig.
Das werden wir weiter für Euch sein.

… auch, wenn der Gang zum Briefkasten manchmal schon schwierig
ist – wenn dort vielleicht das nächste Anwaltsschreiben, die



nächsten Unterlassungsaufforderung liegt.


